
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 
liebe Freunde,  
 

in dieser Woche hat die 
CDU/CSU-Fraktion während 
einer aktuellen Stunde im 
Deutschen Bundestag klare 
Kante gegen grüne Verbots- 
und Verhinderungspolitik im 
Verkehrsbereich gezeigt.  

Die Forderung der Grünen Partei- und Fraktions-
vorsitzenden nach einem Stopp neuer Autobahn-
projekte ist nicht nur kurzsichtig was verkehrspoli-
tische Entwicklungen anbelangt. Sie ist auch blind 
gegenüber der tiefgreifenden Bedeutung der Stra-
ßeninfrastruktur für unsere gesamte Gesellschaft: 
Ein Moratorium für den Bundesverkehrswegeplan 
2030 würde einen Rechtsbruch bedeuten und hätte 
folgenschwere strukturpolitische und wirtschaftli-
che Auswirkungen für unser Land! Gleichzeitig 
wäre auch unserer Umwelt nicht gedient. Denn 
Verkehrsprognosen für die kommenden Jahre 
bestätigen ausnahmslos, dass sowohl der Individu-
alverkehr als auch die Schwerlastverkehre weiter 
zunehmen werden. Es wäre verantwortungslos, 
dies zu ignorieren. Als Union setzen wir uns dafür 
ein, mit den notwendigen Infrastrukturinvestitio-
nen Stau-Bildung weiter zu minimieren. Außerdem 
wollen wir die Sicherheit auf unseren Straßen 
weiter erhöhen und das Verkehrsaufkommen bei 
völlig überlasteten Ortsdurchfahrten im ländlichen 
Raum verringern. Gute Autobahnanbindungen 
schaffen Entlastung für Pendler, Handwerksbetrie-
be, Güterverkehr und Anwohner gleichermaßen! Im 
Bund fordern die Grünen den Baustopp bei Stra-
ßen, in den Ländern forderten und fordern ihre 
Minister Habeck, Al-Wazir und Hermann den 
Ausbau wichtiger Straßenverbindungen. Das ist 
Doppelmoral, die an Heuchelei grenzt. 
Statt Verboten und Baustopps ist vielmehr die 
Förderung neuer, umweltfreundlicher Technolo-
gien das geeignete Instrument, um neuen, emissi-
onsarmen Schwung auf unseren Straßen zu brin-
gen! 
 
Diese und weitere Themen und Termine begleite-
ten meine Arbeit in dieser Woche in Berlin:  

• Gespräch mit Vertretern der EnBW AG zum 
Thema Elektromobilität 

• Treffen mit Vertretern der BitCom zu den 
Themen Glasfaser und 5G-Ausbau 

• Digitales Fachgespräch der CDU-
Bundestagsabgeordnetes aus dem Münster-
land mit dem DEHOGA 

• Untersuchungsausschuss Maut 
• Berichterstattergespräch zum Thema Bustou-

ristik 
 
Ich wünsche Ihnen weiterhin eine interessante 
Lektüre des Newsletters und ein erholsames Wo-
chenende. 
 
Ihr 

 
Reinhold Sendker MdB 
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Meeresschutzgebiet in  
der Antarktis einrichten 
 

Ökologisch intakte Meere sind elementar für die Menschheit. Deshalb 
kommen dem Schutz und der nachhaltigen Nutzung der Ozeane so-
wie ihrer Ressourcen eine große Bedeutung zu. Infolge von Klima-
wandel, Ausbeutung und Verschmutzung befinden sich die Meere 
jedoch in der Krise. Die Fraktionen von CDU/CSU, SPD, FDP und 
Grünen fordern daher die Bundesregierung auf, sich für ein Meeres-
schutzgebiet im Weddellmeer der Antarktis einzusetzen.  
Ein entsprechender gemeinsamer Antrag wird am heutigen Donners-
tag im Bundestag verabschiedet werden. „Die Einrichtung von Mee-
resschutzgebieten stellt eines der wirksamsten Mittel dar, um Über-
nutzung und Raubbau zu unterbinden, marine Ökosysteme und Habi-
tate zu erhalten und somit die Auswirkungen des Klimawandels zu 
minimieren“, heißt es in dem Antrag, den die Unionsfraktion bereits 
am Dienstag billigte. Ziel sei es, bis 2030 mindestens 30 Prozent der 
Weltmeere unter Schutz zu stellen.  
Gerade das Weddellmeer in der Antarktis hat ein einzigartiges Öko-
system vorzuweisen, weil es bislang von menschlichem Einfluss 
weitgehend verschont geblieben ist. Allein auf dem Meeresboden 
leben etwa 14.000 verschiedene Tierarten. Daher müsse es als 
„Schatzkammer der Artenvielfalt“ betrachtet werden, schreiben die 
Antragsteller. 
Zudem ist das Weddellmeer in immer größerem Maße dem Druck 
internationaler Fischfangflotten ausgesetzt, die zur Gefahr für das 
sensible Ökosystem werden. Die großen Fangschiffe machen insbe-
sondere Jagd auf den sich sehr langsam reproduzierenden Antarkti-
schen Seehecht sowie auf Krill. Letzterer stellt eine wichtige Nah-
rungsgrundlage für Wale, Pinguine und andere Tiere dar, ist aufgrund 
seines hohen Gehalts an Omega-3-Fettsäuren allerdings auch als Nah-
rungsergänzungsmittel und in Fischmastanlagen gefragt. Immer mehr 
Länder senden deshalb ihre Flotten zum Krillfang in die Antarktis, 
erhöhen so den Druck auf die in der Nahrungskette nachfolgenden 
Arten, wie z.B. Wale, Robben oder Fische. 
Nun bedroht der Klimawandel zunehmend auch das fragile Ökosys-
tem im Weddellmeer. Das rapide Abschmelzen des Thwaites-
Gletschers sowie der Schelfeisflächen in der Antarktis könne zu ei-
nem globalen Anstieg des Meeresspiegels führen, der die Weltge-
meinschaft als Ganzes vor neue Herausforderungen stelle. Auch in-
ternationale Fischfangflotten bedrohten das sensible Ökosystem. 
Gelänge es, das Weddellmeer als Schutzgebiet auszuweisen, wäre 
dies ein überragender Erfolg, heißt es in dem Antrag. Mit einer Ober-
fläche von etwa 2,2 Millionen Quadratkilometern wäre es das größte 
Meeresschutzgebiet weltweit. Die Einrichtung dieser Schutzzone wä-
re auch ein starkes Signal für die Ausweisung weiterer Schutzgebiete. 
 

 

http://cdu-landesgruppe-nrw.de/
http://www.cdu-landesgruppe-nrw.de/
http://www.cdu-landesgruppe-nrw.de/


- 2 - 

Diese Veröffentlichung dient ausschließlich der Information. Sie darf während eines Wahlkampfes nicht zum Zweck der Wahlwerbung verwendet werden.  

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Impressum: 
 

Ausgabe Nr. 15/2020, 
08. Oktober 2020 

 
Landesgruppe NRW der 
CDU/CSU-Fraktion im 
Deutschen Bundestag 
Platz der Republik 1 

11011 Berlin 
Tel.: 030/ 227-58956 
Fax: 030/ 227-76421 

 
Email: 

fabian.bleck@cducsu.de 
Redaktion/ V.i.S.d.P: 
Karl-Heinz Aufmuth, 

Fabian Bleck 
 

 
 

 

            

Mehr Klimaschutz mit marktwirtschaftlichen Instrumenten 
Nationaler Emissionshandel für Verkehr und Wärme startet zum 1. Januar 2021 
 

Der Deutsche Bundestag wird voraussichtlich am heutigen Donnerstag die erste Änderung 
des Brennstoffemissionshandelsgesetzes (BEHG) verabschieden. Dazu erklärt die umweltpoli-
tische Sprecherin der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Marie-Luise Dött: 
 
Marie-Luise Dött: „Die Union steht für nachhaltigen Klimaschutz. Das heißt, für uns spielen 
ökologische, ökonomische und soziale Belange eine gleichermaßen große Rolle. Mit einem 
Preis für CO2-Emissionen setzen wir Anreize, um in klimafreundlichere Technologien zu in-
vestieren oder auf emissionsärmere Energieträger umzusteigen. Das ist wichtig, damit wir un-
sere Klimaziele für 2030 erreichen. 
 

Gleichzeitig setzt sich die CDU/CSU für einen praxistauglichen und möglichst bürokratiearmen Schutz vor Wettbe-
werbsnachteilen unserer Unternehmen ein. Das sichert Arbeitsplätze und erhält die Wertschöpfungsketten in unse-
rem Land. Mit dem moderaten Einstiegspreis von 25 Euro pro Tonne CO2 und dem bereits angelegten Preispfad sor-
gen wir für Planungssicherheit und verhindern soziale Schieflagen. Viele Förderprogramme aus dem Klimaschutz-
programm 2030 werden die Bürgerinnen und Bürger dabei unterstützen, CO2 einzusparen, indem sie beispielsweise 
auf modernere Heizungsanlagen umstellen.“      Fotos: Laurence Chaperon 
 
 

Neues Wahlrecht verkleinert den Bundestag  
 

Der Deutsche Bundestag hat aufgrund der Veränderung des Wählerverhaltens und der Partei-
enlandschaft auf der Grundlage des bisherigen Wahlrechts bei der Bundestagswahl 2017 eine 
Größe von 709 Abgeordneten angenommen. Eine weitere Erhöhung der Sitzzahl ist nicht 
ausgeschlossen. Dies könnte den Deutschen Bundestag an die Grenzen seiner Arbeits- und 
Handlungsfähigkeit bringen und die Akzeptanz des Parlaments in der Bevölkerung beein-
trächtigen.  
 
Die von CDU/CSU und SPD eingebrachte Wahlrechtsreform hält am Wahlsystem der persona-
lisierten Verhältniswahl fest, bei dem die Personenwahl von Wahlkreisbewerbern nach den 
Grundsätzen der Mehrheitswahl mit der Verhältniswahl von Landeslisten der Parteien kom-
biniert ist und durch Anrechnung der gewonnenen Direktmandate auf die Listenmandate der 
Grundcharakter der Verhältniswahl gewahrt wird. Auch an der mit der Wahlrechtsänderung 
von 2013 eingeführten Sitzzahlerhöhung zum Ausgleich von Überhangmandaten wird festge-
halten. Es erfolgt weiterhin eine erste Verteilung der Sitze nach festen Sitzkontingenten der 
Länder mit bundesweiter Verteilung der Sitze in der zweiten Verteilung, um eine föderal 
ausgewogene Verteilung der Bundestagsmandate zu gewährleisten.  
 
Zur Verminderung der Bundestagsvergrößerung wird (1.) die Zahl der Wahlkreise mit Wir-
kung zum 1. Januar 2024 von 299 auf künftig 280 reduziert, (2.) mit dem Ausgleich von 
Überhangmandaten erst nach dem dritten Überhangmandat begonnen und (3.) ein weiterer 
Aufwuchs auch durch Anrechnung von Wahlkreismandaten auf Listenmandate der gleichen 
Partei in anderen Ländern vermieden, wobei der erste Zuteilungsschritt so modifiziert wird, 
dass weiterhin eine föderal ausgewogene Verteilung der Bundestagsmandate gewährleistet 
bleibt. Darüber hinaus wird (4.) dem Deutschen Bundestag aufgegeben, eine Reformkommis-
sion einzusetzen, die sich mit Fragen des Wahlrechts befasst und hierzu Empfehlungen erar-
beitet.  
Der Gesetzentwurf der Fraktionen FDP, DIE LINKE. und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN schlägt 
eine Reduzierung der Wahlkreise von derzeit 299 auf 250 vor. Hierdurch würden die Wahl-
kreise so groß, dass eine Repräsentation durch Wahlkreisabgeordnete nicht mehr gewährleis-
tet ist. Gerade in Flächenländern wie NRW besteht zudem die Gefahr, dass der Kontakt zwi-
schen Bürgerinnen und Bürgern und ihren Abgeordneten beeinträchtigt würde. 

 

mailto:fabian.bleck@cducsu.de
mailto:fabian.bleck@cducsu.de

